
Impressum:
Redaktion:  
Volker Maurer (v. i. S. d. P.) 
Fürstenhofenstraße 6 
54329 Konz 
Tel. 06501.99605 
E-Mail: polizeispiegel@dpolg-rlp.de
Landesgeschäftsstelle:  
Adam-Karrillon-Straße 62 
55118 Mainz 
Tel. 06131.234488  
Fax 06131.225267 
dpolg@t-online.de
ISSN 0937-4876 

Wer mit seinem 
Handy diesen 
Code einscannt, 
wird automatisch 
auf unsere Home
page geleitet.

Die Polizei und der Koalitionsvertrag

„Ein starker Zukunftsvertrag?“  
Auch für die Polizei?
„Frei und sicher leben.“ So stand es im Koalitions-
vertrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 2011 
ganz weit hinten. „Sicherheit für die Bürgerinnen 
und Bürger“ nannte es die rot-grün-gelbe Koaliti-
on 2016 und aktuell benennt es die neuerliche 
Koalition aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP „Sicher leben in einem handlungsfähigen 
Staat“.

	< Eines vorweg 

Die Enttäuschung über den 
mangelnden Stellenwert der 
inneren Sicherheit im Wahl-
kampf und im Vorfeld der Koa-
litionsverhandlungen steht 
einigen noch ins Gesicht ge-
schrieben und diese Feststel-
lung trübt das Bild.

„Insbesondere den Sicherheits-
kräften von Polizei und den 
kommunalen Ordnungsämtern 
ist es zu verdanken, dass die öf-
fentliche Sicherheit in der Pan-
demie weitestgehend aufrecht-
erhalten worden ist. Der Preis, 
den die Kolleg(inn)en bezahlt 
haben, war hoch. Das haben 

wir uns anders vorgestellt und 
unsere Kolleg(inn)en haben es 
nicht verdient, am Rockzipfel 
der Politik zu hängen.“

„Dennoch zahlt sich Gewerk-
schaftsarbeit aus“, lautete ein 
erstes Fazit des Landesvorsit-
zenden der DPolG Rheinland-
Pfalz, Thomas Meyer, nach der 
Lektüre des aktuellen Koaliti-
onsvertrages. „Wir tragen mit 
unseren Forderungen in den 
Gesprächen mit dem Innenmi-
nisterium dazu bei, dass

	> die von der DPolG geforder-
te Zahl von 10 000 Polizis
t(inn)en nun endlich Einzug 
in die politische Umsetzung 
gefunden hat und im Koali-
tionsvertrag steht. 

	> die hohen Einstellungszahlen 
der letzten fünf Jahre fortge-
führt werden und jährlich 
500 Polizeikommissar-An-
wärter(innen) eingestellt 
werden, um die Zahl von 
10 000 ausgebildeten Poli-
zeibeamt(inn)en ab Oktober 
2024 zu erreichen und beizu-
behalten.“

„Ein Wermutstropfen ist je-
doch, dass sogar mehr Anwär-
ter(innen) eingestellt werden 
müssen, um die immer noch 
sehr hohen Abbrecher- und 
Durchfallerquoten zu kompen-
sieren. Es bleiben zu viele auf 
der Strecke, aktuell haben wir 

die geringsten Bewerberzahlen 
seit 15 Jahren und die niedrigs-
te Zahl an polizeidiensttaugli-
chen Berwerber(inne)n“, sagt 
der Landesvorsitzende. „Kombi-
niert mit den Pensionierungen, 
die im Laufe des Jahrzehnts 
wieder ansteigen, werden wir 
die 10 000 VZÄ kaum errei-
chen.“

Die DPolG schlägt einen 
„runden Tisch“ vor, um dem 
Phänomen des mangelnden 
Interesses am Polizeidienst in 
Rheinland-Pfalz und einer ab-
nehmenden Qualifikation der 
Bewerber(innen) für den Poli-
zeidienst effektiver entgegen-
wirken zu können.

Jahrelange Forderungen der 
DPolG finden sich im Koaliti-
onsvertrag wieder. „Vieles liest 
sich auf den ersten Blick posi-
tiv. Aber den schwarzen Buch-
staben auf dem Papier müssen 
auch Taten folgen und ohne 
eine haushalterische Unterfüt-
terung sind sie eben jenes Pa-
pier nicht wert. Sicher zu leben 
in einem handlungsfähigen 
Staat kostet auch und trotz ei-
ner Pandemie Geld. Die ersten 
negativen Auswirkungen durch 
den kommenden Einzelhaus-
halt sind schon zu spüren –  
mit fatalen Folgen für unsere 
Kolleg(inn)en und für die Bür-
ger(innen).

Einige Aussagen des Koaliti-
onsvertrages finden sich in der 
folgenden Übersicht wieder, 
die die DPolG Rheinland-Pfalz 
wie folgt kommentiert:

	> Wir stärken die polizeiliche 
Präsenz im Wechselschicht-
dienst (WSD) erheblich

	> ... und setzen bei der Krimi-
nalitätsbekämpfung auf ge-
zielte Personalzuweisungen, 

insbesondere an die Krimi-
nalpolizei.

	> Im Rahmen einer Gesamt-
personalplanung werden wir 
zusätzliche Tarif- und Ver-
waltungsstellen bedarfsge-
recht zur Entlastung der 
Schutz- und Kriminalpolizei 
von polizeifremden Aufga-
ben sowie Spezialist(inn)en 
für Technik und Sonderbe-
darfe einstellen, die soge-
nannte Sonderlaufbahn Po
lizei weiter ausbauen und 
zusätzlich Unterstützungs-
kräfte zur Kriminalitätsbe-
kämpfung einstellen.

Die DPolG fordert im Sinne der 
Aussage „Wir sind eine Polizei“ 
eine Gesamtbetrachtung. Bei-
spielhaft ist hier die Bereit-
schaftspolizei genannt. Eine 
erhebliche Stärkung der polizei-
lichen Präsenz im WSD darf 
nicht einseitig zulasten anderer 
gehen. Die DPolG fordert die 
Berücksichtigung von gesetz-
lich vorgeschriebenen Personal-
vertretungen sowie der täglich 
sich in Aus- und Fortbildung be-
findlichen Kolleg(inn)en bei der 
Berechnung des Personalkör-
pers der Polizei.

Am Beispiel des Kommissari-
ats 4, hier Cybercrime und Um-
weltkriminalität fordert die 
DPolG, die Zuständigkeiten 
neu zu regeln und die völlige 
Überfrachtung des K4 zu be-
enden. Eine Trennung von Um-
welt- und Betrugskommissari-

	< Thomas Meyer, 
DPolG-Landesvorsitzender
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at wäre der erste Schritt, 
deren Zusammenlegung keine 
gute Idee war.

	> Angriffe auf Personen, die 
unsere Rechtsordnung ver-
teidigen und häufig ehren-
amtlich Menschen in Notsi-
tuationen helfen, werden wir 
konsequent verfolgen. Daher 
werden wir auch prüfen, ob 
die Effektivität der Strafver-
folgung durch gebündelte 
Zuständigkeiten gesteigert 
werden kann.

Die DPolG unterstützt und 
fordert die Bündelung von ge-
bündelter Strafverfolgung, 
wie es Nordrhein-Westfalen 
bereits vorgemacht hat. Die 
konsequente Verfolgung von 
Straftaten gegen das Leben 
unserer Kolleg(inn)en ist 
selbstredend. Eine Verurtei-
lungsquote von nur circa elf 
Prozent ist nicht hinnehmbar. 
Die DPolG fordert eine eng-
maschigere, abgestimmte 
und individuellere Betreuung 
von Kolleg(inn)en und deren 
Familien, die Opfer geworden 
sind. 

	> Die Flotte der Wasserschutz-
polizei muss kontinuierlich 
modernisiert werden, um die 
Einsatzbereitschaft aufrecht-
zuerhalten. Die Verjüngung 
der Bootsflotte wurde be-
reits eingeleitet und soll fort-
gesetzt werden.

Die DPolG fordert zukunftsfä-
higere und schnellere Anstren-
gungen, die überalterte Flotte 
zu modernisieren. Ein Drittel 
der Boote ist aktuell nicht ein-
satzfähig. Alle zwei Jahre ein 
Boot ist eindeutig zu wenig. 
Hier muss langfristig über Le-
gislaturperioden hinaus ge-
dacht und gehandelt werden. 
Verbindlichkeit mit dem Wort 
„soll“ wird dem in keiner Wei-
se gerecht. Die aktuellen Strei-
chungen im Haushalt lehnen 
wir entschieden ab, denn sie 
gefährden die wasserpolizei
liche Aufgabenerfüllung.

	> Um die deeskalierende und 
schützende Wirkung von 
Körperkameras umfassend 
auszuschöpfen, werden wir 
unter Berücksichtigung der 
zu erwartenden Rechtspre-
chung über den Einsatz auch 
in Wohnungen entscheiden.

Die DPolG hat in ihrer Stel-
lungnahme im August 2019 
zur letzten Änderung des POG 
bereits gefordert: „Der Einsatz 
in Wohnungen muss für Polizei 
und Kommunalen Vollzugs-
dienst umgehend entschieden 
und eingeführt werden! Baden-
Württemberg hat es bereits 
vorgemacht!“

	> Für die Polizeipräsidien Kob-
lenz und Mainz sowie die 
Hochschule der Polizei wer-
den wir moderne Einsatztrai-
ningszentren einrichten.

	> Terroristischen Bedrohungen 
begegnen wir, indem wir 
unsere Polizeikräfte auch 
weiterhin mit gezielten 
Schulungsmaßnahmen auf 
besondere Lagen vorbereiten 
und ihnen durch moderne 
Ausstattung den größtmög
lichen Schutz bieten.

Die DPolG fordert dazu lan-
desweit den Bau moderner 
Einsatz- und Trainingszentren 
nach dem Vorbild anderer 
Bundesländer. Die perma
nente Anmietung von baufäl-
ligen Bundeswehrstandorten 
oder privater, leerstehender 
Gebäude muss ein Ende ha-
ben.

	> Wir investieren weiter in die 
Digitalisierung der Polizei.

Die DPolG stellt fest: Flächen-
deckendes, schnelles Internet 
ist nicht verfügbar. Insbeson-
dere an der HdP fehlt es an der 
Infrastruktur. Die DPolG for-
dert die Landesregierung auf 
der Blockadehaltung der Tele-
kom mit eigenen Mitteln zu 
begegnen, sonst ist der Hoch-
schulstandort digital abge-
hängt und gefährdet eine 

hoch qualifizierte Aus- und 
Fortbildung.

	> Modernisierung des LKA

Die DPolG stellt weiterhin 
fest, dass es an einer Aussage 
zum Neubau des Kriminal-
technischen Instituts des LKA 
fehlt. Die vorhandenen Räu-
me sind nun fast 40 Jahre alt. 
Der Zustand der Räume ent-
spricht nicht mehr dem tech-
nischen Stand der Gebäude-
technik. Dadurch ist die 
Akkreditierung der Laborbe-
reiche in Zukunft in Gefahr. 
Die Anmietung von Gebäuden 
ist ein Anfang, aber eine zu-
kunftssichernde Investition 
zur Bewältigung der aktuellen 
und künftigen Aufgaben des 
LKA sehen anders aus.

	> Die Pauschale für die Einsatz-
verpflegung bei der Polizei 
wollen wir an die Entwick-
lung der Lebensmittelkosten 
anpassen.

Die DPolG fordert mehr als nur 
die Anpassung an die Lebens-
mittelkosten. Das Niveau von 
Bayern muss das Ziel sein. Prä-
sidiale Unterschiede müssen in 
Rheinland-Pfalz endlich der 
Vergangenheit angehören.

	> Unser Ziel ist es, die Verein-
barkeit von Familie und Beruf 
beispielsweise durch flexible-
re Kinderbetreuung zu stär-
ken.

Die teilweise Einführung von 
Elternzimmern in den Behörden 
war nur Makulatur. Die DPolG 
fordert die Landesregierung 
auf, die Ankündigung von Per-
sonal- und Haushaltsmitteln 
für den Bereich der Polizei kon-
kret zu benennen. Ein „be-
triebseigener“ Kindergarten in 
Zusammenarbeit mit den Kom-
munen ist ein Lösungsansatz.

Nach jahrzehntelangem Igno-
rieren beschäftigt sich die Poli-
tik endlich auch mit dem Kom-
munalen Vollzugsdienst.

„Ein Durchbruch ist noch nicht 
in Sicht, geschweige denn das 
Ziel, aber ein erster Schritt in 
die richtige Richtung. Es zeigt 
mir, dass sich gewerkschaftliche 
Arbeit lohnt, auch wenn die po-
litischen Mühlen leider sehr 
langsam mahlen“, so Mario 
Weyand, Fachverbandsvorsit-
zender KVD.

Die Koalitionäre/Koalitionärin-
nen von SPD, Grünen und FDP 
wollen 

	> sich dafür einsetzen, den 
Kommunalen Vollzugsdienst 
an den Digitalfunk der BOS 
anzuschließen,

	> die Zusammenarbeit mit den 
Kommunen und die Ausbil-
dung des Kommunalen Voll-
zugsdiensts optimieren und 
auf dieser Grundlage über 
die Befugnisse und Ausstat-
tung entscheiden.

Die DPolG fordert die Landes-
regierung zusammen mit den 
Kommunen auf, ein einheitli-
ches Berufs- und Aufgabenbild 
landesweit nachhaltig und zu-
kunftsfähig zu gestalten. Ein 
kommunaler Flickenteppich ist 
nicht im Interesse von Polizei, 
den Mitarbeiter(inne)n der 
Ordnungsbehörden und auch 
nicht im Sinne der Bürger(in-
nen).

Sehr geehrte Kollg(inn)en und 
Mitglieder der DPolG,

die vielen Rückmeldungen aus 
eurem Kreis sind Ansporn für 
uns, an den Rahmenbedingun-
gen eurer Arbeit kontinuierlich 
auch in der jetzigen Legislatur-
periode in den Personalvertre-
tungen auf der einen Seite und 
als euer Berufsverband auf der 
anderen Seite zusammen mit 
den Behördenleitungen und 
der Politik erfolgreich zu arbei-
ten. Ohne uns als Vertrags-
partner im „Zukunftsvertrag“ 
der Landesregierung geht es 
nicht. 110-prozentig!

Thomas Meyer, 
DPolG-Landesvorsitzender
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25 Jahre Kommission Innere Führung 
Innenminister Roger Lewentz 
hat anlässlich des 25-jährigen 
Bestehens der Kommission 
Innere Führung (KIF) in der 
Polizei Rheinland-Pfalz die Be-
deutung dieses „Frühwarnsys-
tems“ betont. Rheinland-Pfalz 
war das erste Bundesland, das 
1996 ein solches Gremium ein-
gerichtet hat, und nimmt wei-
terhin bundesweit eine Vorrei-
terstellung ein.

„Aktuelle Führungsthemen ent-
wickeln sich analog zum ge-
samtgesellschaftlichen Wandel 
zunehmend komplexer und 
schnelllebiger. Umso wichtiger 
ist der hierarchieübergreifende 
Austausch, der seit 25 Jahren 
regelmäßig stattfindet. Mit der 
Kommission wurde ein wirksa-
mes Instrument geschaffen, das 
bis heute im Sinne eines Früh-
warnsystems versucht, potenzi-
ellen Abweichungen von den 

zugrunde liegenden Werten be-
reits im Vorfeld zu begegnen“, 
so Innenminister Lewentz. Auch 
die Pandemie habe der Arbeits-
welt insgesamt, aber vor allem 
auch der Polizei vor Augen ge-
führt, dass Führungskräfte dau-
erhaft in der Verantwortung 
stehen, auf Veränderungen und 
Herausforderungen angemes-
sen zu reagieren und Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern Ori-
entierung zu geben.

„Eine Kultur zu schaffen, in der 
die Art der Zusammenarbeit 
Zufriedenheit schafft und stets 
offen diskutiertes und disku-
tierbares Thema bleibt, war 
von Anfang an das Ziel der 
Kommission Innere Führung 
und ist auch heute noch eine 
der zentralen Aufgaben“, sagte 
Jürgen Schmitt, Inspekteur der 
Polizei. Die Polizei Rheinland-
Pfalz befasse sich im Kontext 

gesellschaftlicher Veränderun-
gen kontinuierlich mit ihrem 
Werte-, Rollen- und Selbstver-
ständnis. Auch die Kommission 
war im Rahmen einer Werte-
diskussion entstanden. 

In dem dauerhaften Gremium, 
das bereits zu seiner 70. Sit-
zung zusammenkam, sind un-
ter Leitung des Inspekteurs der 
Polizei unter anderem die Lei-
ter der Polizeibehörden, die 
Personalvertretung und die Po-
lizeibeauftragten vertreten. 
Als ständiger Gast nimmt auch 
Barbara Schleicher-Rothmund, 
Bürgerbeauftragte und Beauf-
tragte für die Polizei des Lan-
des Rheinland-Pfalz, an den 
Sitzungen der Kommission teil. 

In Interessengruppen sind bei-
spielsweise die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter oder die 
Berufsanfängerinnen und Be-

rufsanfänger vertreten. Ar-
beitsgruppen setzen sich bei-
spielsweise mit Werten, Rollen 
und dem Selbstverständnis der 
Polizei auseinander. Die KIF hat 
beispielsweise den Prozess zur 
Erstellung eines Leitbildes ver-
antwortet, das sich die Polizei-
angehörigen selbst gegeben 
haben. Aber auch Themen wie 
Gewalt gegen Polizeibeamte 
spielen eine Rolle in diesem 
Gremium.

Die DPolG Rheinland-Pfalz war 
natürlich auch eingeladen und 
wurde von ihrem stellvertre-
tenden Landesvorsitzenden 
Patrick Müller vertreten.

Unsere Beauftragte für LSBTI*, 
Diana Gläßer, nahm in ihrer 
Funktion als Ansprechpartne-
rin für gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen an der Sitzung 
teil.�
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	< HdP erarbeitet Konzept zur Beschulung von Bundelandwechslern

2019 hatte die JUNGE POLIZEI für den Be-
reich Aus-/Fortbildung eine Beschulung von 
Bundeslandwechslern gefordert. Der Dele-
giertentag hat dann im Oktober mehrheit-
lich einen Antrag angenommen, dass die 
DPolG sich für einen solchen Einführungs-
lehrgang einsetzt. 

Begründung war, dass das POG und andere 
landesspezifische Unterschiede bisher nicht 
gelehrt wurden. Das sind Grundlagen, welche 

nicht durch Selbststudium vorauszusetzen 
sind. Bei einem solchen Lehrgang können 
auch landesspezifische Ausstattungen oder 
EDV-Systeme beschult werden. Damit wer-
den die Dienststellen entlastet und die Kol-
leg(inn)en werden vor Ort besser akzeptiert.

Nun wird an der HdP ein Konzept erarbeitet, 
welches auf ein zweigeteiltes Fortbildungs-
angebot hinausläuft. Zum einen wurden die 
Fortbildungen „EDV, polizeiliche Anwendun-

gen Grundkurs“ sowie „Aufbaukurs“ in das 
Jahresprogramm aufgenommen. Des Weite-
ren wird in Zusammenarbeit mit dem Fach-
gebiet Polizeirecht eine Online-Anwendung 
zum POG RP erarbeitet, die die Möglichkeit 
des Selbststudiums bieten soll.

Wir sind froh, dass sich hier im Sinne der 
neuen Kolleg(inn)en etwas tut, und wün-
schen uns, dass dies noch auf praxisnahe Be-
darfe ausgeweitet wird.
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Bericht aus dem Hauptpersonalrat
Rahmenkonzeption  
„Bekämpfung verbotener 
Kraftfahrzeugrennen“ 
Die rheinland-pfälzische Polizei 
erhält eine Rahmenkonzeption 
welche sich mit der Bekämp-
fung von illegalen Kraftfahr-
zeugrennen befasst. Diese soll 
einen einheitlichen Rahmen 
und auch eine Hilfestellung bei 
der Bekämpfung des Phäno-
mens geben. In diese Konzepti-
on sind die Erfahrungen aus 
Nordrhein-Westfalen sowie 
der einzelnen Polizeibehörden 
eingeflossen.

Verlängerung des Pilotprojek-
tes DEIG um weitere drei Mo-
nate 
Da das DEIG im Rahmen des 
Pilotprojektes bei der Kriminal-
direktion erst einmal ange-
droht werden musste, wird der 
Pilot verlängert, um eine bes-
sere Datenbasis für eine fun-
dierte Auswertung zu erhalten.

Einrichtung einer AG zur Vor-
bereitung der Beschaffung 
einer neuen Bewaffnung und 
Schutzausstattung für lebens-
bedrohliche Einsatzlagen 
Die bisher bei der rheinland-
pfälzischen Polizei verwende-
ten MP5 sind inzwischen über 
40 Jahre alt. Die Haltedauer 
der Helme und ballistischen 
Platten der LebEl-Ausrüstung 
ist auf zehn Jahre begrenzt. 
Aus diesem Grund soll eine AG 
die Beschaffung einer Nachfol-
gewaffe für die MP5 und der 
zukünftigen LebEl-Schutzaus-
stattung vorbereiten. 

Einrichtung einer AG zur 
Vorbereitung der Beschaffung 
einer neuen Bodycam 
Die aktuell im Einsatz befindli-
chen Bodycams sowie die da-
zugehörige Auswertesoftware 
werden nicht mehr vertrieben. 
Aus diesem Grund sollen neue 
Bodycams beschafft werden. 

Die AG soll die Beschaffung 
neuer Bodycams und der dazu 
benötigten Software vorberei-
ten.

Pilotprojekt KoSt Soziale  
Medien 
Beim LKA soll eine KoSt Soziale 
Medien eingerichtet werden. 
Durch diese soll die polizeiliche 
Präsenz beziehungsweise Wahr-
nehmbarkeit in den sozialen 
Medien gestärkt werden. Die 
Social-Media-Auftritte bei Face-
book, Instagram und Youtube 
sollen von dieser zukünftig 24 
Stunden am Tag betreut wer-
den. Für die KoSt Soziale Medi-
en sollen zusätzliche Tarifbe-
schäftigte eingestellt werden.

Organisationsänderung im 
LKA 
Es ist geplant, eine Koordinie-
rungsstelle IT einzurichten. 
Diese soll zu einer verbesser-
ten Vernetzung der IT-Experti-

sen im LKA beitragen und den 
koordinierten Einsatz von IT-
Fachkräften stärken. Des Wei-
teren soll in der Abteilung 6 
das Dezernat 64 „Zentrale Ko-
ordinierungsstelle Täterorien-
tierung“ (AERBIT/MIT) geschaf-
fen werden. Zusätzlich wird 
das Dezernat 65 „IT-Fachkoor-
dination Landesanwendun-
gen“ eingerichtet.

Organisationsänderungen der 
Abteilung Beschaffung und 
Verwaltung im PP ELT 
Es ist geplant, die Dezernate 
der Abteilung Beschaffung und 
Verwaltung in eigene Abteilun-
gen aufzuteilen und das Dezer-
nat Service und Logistik in eine 
neue Abteilung Zentrale Be-
schaffung/Service und Logistik 
zu integrieren. Hierdurch sol-
len im Bereich der Polizeiver-
waltung Entscheidungswege 
verkürzt und Schnittstellen 
minimiert werden.�

	< Wir gratulieren

In den Monaten Juli und August 2021 haben Geburtstag:

40 Jahre 
Marc Powierski 
Babette Nawroth 
Jürgen Engelhardt 
Björn Bossing

50 Jahre 
Michael Buschmann 
Carsten Borck 
Bernd Klöckner 
Rico Haufe 
Ute Fränzel

55 Jahre 
Jürgen Noll 
Thomas Heinz 
Stefan Reininger 
Oliver Zwilling 
Ralf Schütz 
Matthias Hagenbuch 
Elke Jung

60 Jahre 
Bettina Storr 
Norbert Kerth 
Richard Kuhn 

Alfred Josef Haas 
Brigitte Engel 
Eckhard Heylmann

65 Jahre 
Bernhard Niederer

70 Jahre 
Erich Schultz

76 Jahre 
Volker Grasmück 
Jürgen Roos

79 Jahre 
Reimund Meurer

81 Jahre 
Karl-Heinz Herzhauser

85 Jahre 
Randolf Hübner

89 Jahre 
Josef Beauvisage

90 Jahre 
Paul Gaub

	< Beihilfebescheide immer genau prüfen

Aufgrund eines aktuellen Falles möchten wir darauf hinweisen, 
dass jeder Beihilfeberechtigte unbedingt sorgfältig seinen Beihilfe-
bescheid kontrollieren sollte. Die Beihilfebescheide sind für Laien 
teilweise schwer verständlich. Falls Unklarheiten bezüglich von der 
Beihilfestelle einbehaltenen Beträgen bestehen, sollte man unbe-
dingt bei der Beihilfeinformationsstelle, Telefon 0261.4933-81000, 
nachfragen, warum diese Gelder einbehalten wurden. Die Wider-
spruchfrist gegen einen Beihilfebescheid beträgt nur einen Monat. 
Danach ist es rechtlich sehr schwer, gegen den Bescheid vorzuge-
hen. Im Zweifel sollte man umgehend selbst dem Beihilfebescheid 
widersprechen und bei Bedarf den Rechtsschutz der DPolG in An-
spruch nehmen. 

In dem konkreten Fall hatte eine Kollegin nach der Geburt ihres 
zweiten Kindes Anspruch auf 70 Prozent Beihilfe (vor der Geburt 
waren es 50 Prozent). Sie hat dementsprechend den Anteil ihrer pri-
vaten Krankenversicherung auf 30 Prozent reduziert. Die Beihilfe-
stelle behielt jedoch in den folgenden Jahren immer 20 Prozent der 
eingereichten Beträge ein. Nachdem die Kollegin dies feststellte, 
teilte man ihr mit, dass sie keine Bescheinigung über die Anpassung 
ihrer privaten Krankenversicherung an die Beihilfestelle gesandt 
habe. Aus diesem Grund sei man davon ausgegangen, dass sie den 
Anteil ihrer Krankenversicherung nicht von 50 Prozent auf 30 Pro-
zent reduziert habe und sie daher überversichert sei. Da die Wider-
spruchsfrist von einem Monat in den meisten Fällen bereits abge-
laufen war, verweigerte die Beihilfestelle eine Erstattung der 
einbehaltenen Beträge.
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